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KOMMISSION 6
Zusammenfassung der Sitzung vom 27. September 2003

Die Kommission 6 hat am 27. September 2003 zwischen 8 Uhr und 12.30 Uhr im Landwirtschaftlichen Institut von Grangeneuve eine Sitzung abgehalten.
Bei dieser Gelegenheit hat die Kommission die ihr übertragenen Bestimmungen des Vorentwurfs unter Miteinbeziehung der Vernehmlassungsergebnisse neu besprochen.
Abgesehen von redaktionellen Änderungen hat die Kommission namentlich folgende Beschlüsse gefasst:
Streichung des Art. 94bis, ersetzt durch den neuen Art. 137 (Bst. c): Titel: "Beachtung übergeordneten Rechts" - "Die Behörden der Zivil-, Straf- und Verwaltungsrechtspflege wenden Bestimmungen, die gegen übergeordnetes Recht verstossen, nicht an."
Art. 135 Abs. 2: "Das Gesetz kann aussergerichtliche Streitbeilegungsverfahren vorsehen."
Art. 136 Abs. 2: "[…] Sie können ausschliesslich in gesetzlich vorgesehenen Fällen von der Wahlbehörde abberufen werden."
Beibehaltung einer Aufzählung unter Art. 138, wobei in Abs. 2 die Oberamtspersonen hinzugefügt werden. Art. 138 Abs. 3 lautet somit: "Die Verwaltungsrechtspflege wird durch das Kantonsgericht ausgeübt." Art. 139 Abs. 2 besagt: "Es beurteilt als letzte kantonale Instanz verwaltungsrechtliche Streitigkeiten, soweit sie nicht durch Gesetz in die endgültige Zuständigkeit einer anderen Behörde gelegt werden." Der neue Abs. 3 des Art. 139 lautet schliesslich: "Die Präsidentin oder der Präsident des Kantonsgerichts wird vom Grossen Rat für ein Jahr gewählt. Sie oder er ist nicht sofort wieder wählbar."

Beibehaltung des Art. 140 laut Vorentwurf.
Beibehaltung einer Aufzählung unter Art. 141, unter Beifügung von zwei weiteren Mitgliedern (Bst. h) und des folgenden Abs. 2: "Die Mitglieder des Justizrats werden vom Grossen Rat bezeichnet. Die sieben erstgenannten Mitglieder werden von jener Behörde oder Gruppe vorgeschlagen, welcher sie angehören. Die zwei anderen werden vom Justizrat vorgeschlagen."
Beibehaltung der Art. 142 und 143 laut Vorentwurf.
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